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Die weltweiten Wasserressourcen sind ge-
fährdet (vgl. UNESCO 2006). Durch eine ge-
zielte Vorreiterpolitik will die Bundesregie-
rung die Marktchancen deutscher Unter-
nehmen im Wassersektor erhöhen (vgl.
BMU 2007). Zugleich erfahren Umwelt- und
Entwicklungsprojekte verstärkte Beachtung.

Mehr als eine Milliarde Menschen weltweit
haben keinen Zugang zu sauberem Trink-
wasser, und mehr als doppelt so vielen
fehlt eine sanitäre Grundentsorgung (vgl.
UNDP 2006). Die UN-Millennium Deve-
lopment Goals (MDGs) und der Johan-
nesburg Plan of Implementation (JPoI) se-
hen eine Halbierung ihres Anteils bis 2015
vor (vgl. Übersicht). Die EU und ihre Mit-
gliedstaaten geben jährlich 1,4 Mrd. € für
die wasserbezogene Entwicklungszu-
sammenarbeit aus (vgl. EU 2005, 14). Oft
folgen die geförderten Programme noch
konventionellen Entwicklungsansätzen,
bei denen Aspekte des Umweltschutzes
und der Wirtschaftlichkeit vernachlässigt
werden.

Vorreiterpolitik und umwelttechnische In-
novationen auch im Wassersektor bieten
jedoch ein beträchtliches Potential für
hoch entwickelte Industrieländer wie
Deutschland (vgl. Bundesregierung 2007;
BMU 2007). Denn die Chancen von Un-
ternehmen dieser Länder am Weltmarkt

bestehen im Qualitäts- und Innovations-
wettbewerb, bei dem neue, noch konkur-
renzlose Produkte zunächst auch teuer
sein können (vgl. Jänicke et al. 1999,
126 ff.). Der Markt der Umwelttechnolo-
gien ist inzwischen groß und wächst
schnell, und deutsche Unternehmen ha-
ben hier einen führenden Weltmarktan-
teil von 19% (www.hightech-strategie.de).
Forschungsintensive Industrien treiben
das Wachstum – vor allem in entwickel-
ten Märkten. Das Wachstum der Expor-
te der OECD-Länder zwischen 1994–
2004 betrug durchschnittlich 5,5% für
nicht-forschungsintensive Zweige, 6,2%
für forschungsintensive Industrie (gesamt)
und sogar 7,2% für Hightech pro Jahr (vgl.
Schwenker 2006). Umweltinnovationen
sollten deshalb nicht nur aus ökologi-
schen, sondern auch ökonomischen
Gründen durch die politischen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen der
Anbieterländer unterstützt werden (vgl.
UBA 2007).

Der Deutsche Bundestag hat in seinem
Beschluss »Nachhaltige Wasserwirtschaft
in Deutschland« (2002) die Bundesregie-
rung aufgefordert, das Engagement der
deutschen Wasserwirtschaft auf den in-
ternationalen Märkten gezielt im Rahmen
der Exportförderung zu unterstützen. Die
Bundesregierung ist deshalb um eine stär-
kere Kohärenz von zum einen Entwick-
lungszusammenarbeit (vgl. BMWA 2004)
und zum anderen umweltpolitischem En-
gagement und Außenwirtschaftspolitik
bemüht (vgl. Bundesregierung 2007;
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BMU 2007). Es werden die Wachstumschancen des inter-
nationalen Wassermarkts betont (vgl. BMWA 2004).

Während deutsche Unternehmen im Bereich erneuerbarer
Energien Weltspitze sind, gelten im Wassersektor französi-
sche, britische und US-amerikanische Unternehmen als
»Champions« (vgl. BMWA 2006, 56; Wackerbauer 2007, 15).
Der Artikel differenziert diese Sicht vor dem Hintergrund
der Governance-Strukturen der vier Anbieterländer. Mit Go-
vernance-Strukturen sind sowohl die politischen als auch
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gemeint, die die
Ausbreitung der Innovation einzelner Unternehmen und
Märkte bestimmen.

Umweltinnovation als Strategie der 
Außenwirtschaftsförderung

Die Ansicht, dass Umweltpolitik eine moderne Industriepo-
litik unterstützt und nicht konterkariert, fand lange keine
Akzeptanz (vgl. Bundesregierung 2007; Jänicke 2007, 13)
und ist noch immer nicht unumstritten (vgl. z.B. BMWA 2004).
Inzwischen haben die meisten Länder Strategien für eine
nachhaltige Entwicklung formuliert (vgl. Jansen und Osland
2007). Die Strategie der ökologischen Modernisierung ist
dabei der vorherrschende Ansatz. Sie betrifft die Innovation
und Diffusion ökologisch besser angepasster Verfahren und
Produkte (vgl. Jänicke et al. 1999, 126).

Innovation beschreibt die erstmalige Markteinführung ei-
ner neuen Technologie, die Teile oder den gesamten Le-
benszyklus eines Produkts verbessert (vgl. Jänicke
2006, 11). Umweltinnovationen werden im Moment vor al-
lem durch zwei Faktoren ausgelöst: 1) staatliche Gesetz-
gebung im Sinne einer »smart regulation« (vgl. Jänicke
2006, 14) und 2) wachsende Unsicherheit für die Verur-
sacherindustrien vor dem Hintergrund einer globalisier-
ten Welt und politischen Regulierung auf mehreren Ebe-
nen (vgl. Jänicke 2006, 12; Tauchmann et al. 2006, 12).
Diffusion beschreibt die Ausbreitung innovativer Techno-
logien am Weltmarkt, die klare Vorteile für Vorreiterländer
bietet (vgl. Jänicke et al. 1999, 132).

Die Wirkungsgeschwindigkeit der traditionellen Umweltpo-
litik wird um ein vielfaches übertroffen, wenn Unternehmen
um die Umweltfreundlichkeit ihrer Produkte zu konkurrieren
beginnen (vgl. Jänicke et al. 1999, 126 f.). Hierauf basiert
das Konzept der ökologischen Modernisierung. Ökologi-
sche Modernisierung bedeutet eine Neuausrichtung markt-
wirtschaftlicher Industriegesellschaften. Durch technologi-
sche Innovationen, »saubere Technologien«, soll Wirtschafts-
wachstum sowohl von zunehmender Verschmutzung als
auch vom steigenden Ressourcenverbrauch entkoppelt wer-
den (vgl. Jansen und Osland 2007, 6). 

Angesichts der globalisierten Wirtschaft mit ihrem wachsen-
den Ressourcenverbrauch und der Potentiale des Welt-
markts muss Umweltinnovation heute global gedacht wer-
den (vgl. Jänicke 2006, 12). Für eine führende Rolle von
Unternehmen der Umwelttechnologiebranche am Weltmarkt
ist die Governance-Struktur der Anbieterländer entschei-
dend (vgl. Porter 1990, Wallace 1995). Die Porter-Hypo-
these (1990) zeigt den positiven Zusammenhang von Um-
weltpolitik und Wettbewerbsfähigkeit auf. Umweltregulati-
on kann heilsame Effekte auf Produkt- und Prozessinnova-
tionen haben und den Unternehmen damit auch Vorteile im
internationalen Wettbewerb einbringen. Das Konzept der
ökologischen Modernisierung erlaubt es Regierungen, Um-
weltschutz durchzusetzen, ohne potentielle Investoren ab-
zuschrecken (vgl. Jänicke und Jacob 2002). Wenn Rege-
lungen sich international durchsetzen, profitieren die Unter-
nehmen der Länder, in denen die Regelungen zuerst einge-
führt wurden, von der Vorreiterpolitik ihrer Regierungen. Die
ökologische Modernisierung hilft somit, die Wettbewerbs-
fähigkeit langfristig am Weltmarkt zu sichern (vgl. Jacob et
al. 2005).

Nationale Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftliche Effekti-
vität sind somit eng verknüpft mit der regulativen Aufstellung
eines Landes. Vorreiterländer sind allerdings nicht nur die
Ersten, die eine bestimmte Politik einführen. Entscheidend
ist die Sichtbarkeit dieser Politik, ihr Beitrag zur internatio-
nalen politischen Agenda und ihre Diffusion (vgl. Jänicke
2005, 130; 2006, 63). Lead-Märkte sind – im Gegensatz
zu Pilotmärkten, die lediglich als Testmärkte für Neuerungen

Übersicht 
Die UN-Wasserziele 

UN-Wasserziele Monitoring zur Umsetzung 

Halbierung des Anteils der Menschen ohne Zugang zu 
sauberem Trinkwasser und zu sanitärer Entsorgung bis 2015, 
einschließlich der Weitergabe von Technologien

Millennium Development Goals 
Indikator 30, Wasserversorgung: 

http://mdgs.un.org/unsd/mdg/Metadata.aspx?IndicatorId=30 

Indikator 31, Sanitäre Entsorgung: 
http://mdgs.un.org/unsd/mdg/Metadata.aspx?IndicatorId=31

Erstellen von Plänen für Integriertes Wasserressourcen-
Management und eine höhere Wassereffizienz in allen 

Ländern (ursprünglich bis 2005)

World Water Forum 2006: 
www.worldwatercouncil.org/index.php?id=1403&L=0 

Quelle: www.veoliaenvironnement.com/en/group/locations, 5. Februar 2007. 
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zu verstehen sind – nationale oder regionale Märkte, die ein
bestimmtes Innovationsdesign früher als andere Märkte stan-
dardisieren. Sie sind der Ausgangspunkt internationaler In-
novation (vgl. Jänicke und Jacob 2002, 11).

Deutschland hat sich vor allem als Vorreiter und Lead-Markt
im Bereich erneuerbarer Energien etabliert (vgl. Jänicke
2006, 15; Jacob et al. 2005, 25). Zahlreiche Länder haben
das Modell der Einspeisevergütung ebenfalls eingeführt, zum
Beispiel Dänemark, Estland, Frankreich, Italien, Schweden
und die Schweiz (vgl. Busch 2003). Marktführer im Was-
sersektor sind die französischen Unternehmen Suez, Veo-
lia und Societé d’Amenagement Urban at Rural (SAUR) (ne-
ben Thames Water) (vgl. Stadler und Hoering 2003, 92).
Sie kontrollieren jeweils die gesamte Wertschöpfungskette
von der Beratung über den Bau von Anlagen bis zur Ver-
sorgung der Endkunden (vgl. BMWA 2004). Veolia zum Bei-
spiel hat Konzessionsverträge in über 100 Ländern. In
Deutschland versorgt es mehr als 450 Kommunen und In-
dustriebetriebe mit Wasser, darunter große Städte wie Ber-
lin und Leipzig (www.veolia.de). Deutsche Unternehmen da-
gegen gehören nur in Teilbereichen zu den Exportspitzen-
reitern (vgl. Wackerbauer 2007, 20) und gelten insgesamt
als Nachzügler, was vor allem auf die direkte Unterstützung
der Konkurrenten durch ihre Regierungen zurückgeführt wird
(vgl. BMWA 2006, 56). So sind USAID-Projekte an eine strik-
te Lieferung durch US-Firmen bedingt (vgl. BFAI 2005). Die
Bundesregierung beabsichtigt deshalb, Unternehmen eben-
falls gezielt zu fördern. Die Spannbreite der Betätigungsfel-
der der deutschen Wasserwirtschaft umfasst im internatio-
nalen Geschäft die gesamte Wertschöpfungskette, auch
wenn die einzelnen Komponenten von vielen einzelnen Un-
ternehmen und mit unterschiedlichem Erfolg angeboten wer-
den (vgl. BMWA 2004, 24).

Governance-Strukturen ausgewählter 
Anbieterländern

Governance-Strukturen nicht nur in den Ziel-, sondern ge-
rade in den Anbieterländern sind für die Unternehmen von

Bedeutung. Es ist kein Zufall, dass die erfolg-
reichsten Wasserunternehmen ausschließ-
lich aus Europa, insbesondere Frankreich,
und den USA stammen. Während sich der
Markt transnationalisiert hat, gilt dies für die
politischen Strukturen bisher nur in einge-
schränktem Maße. Unterschieden wird noch
immer zwischen heimischen und ausländi-
schen Unternehmen, gerade weil Unterneh-
men sich in einem liberalisierten Markt auch
daheim gegen die ausländische Konkurrenz
behaupten müssen. Regierungen prägen
zum einen »ihre« Wasserwirtschaft durch in-
ländische Gesetzgebung, zum anderen

durch gezielte Förderung von Auslandsaktivitäten und ihr
Engagement in der internationalen Politik.

Governance-Struktur in Deutschland

Der deutsche Wassersektor ist durch seine dezentrale Struk-
tur gekennzeichnet. Der Markt der Versorgung und Entsor-
gung von Wasser ist mit einem Umsatz von 17 Mrd. € der
umsatzstärkste in Europa (vgl. Enquete-Kommission 2001).
Auf eine Million private Endkunden kommen durchschnitt-
lich 88 Wasserversorgungsbetriebe, in England und Wales
sind es zwei; und in Frankreich beliefert ein Wasseranbieter
sogar 7 Mill. Einwohner (vgl. BMWA 2004, 24; Tauchmann
et al. 2006, 25). Dagegen teilen sich den privaten Wasser-
markt weltweit nur einige wenige transnationale Konzerne
(vgl. Deckwirth 2004, 6). 

Anders als bei Strom, Gas und Telekommunikation, die
früher ebenfalls in den Bereich der öffentlichen Daseins-
vorsorge fielen, existiert für die Wasserversorgung keine zu-
sammenhängende Infrastruktur, sondern eine Vielzahl un-
abhängiger Netze. Es gibt nur eine geringe Anzahl großer
Unternehmen und eine Vielzahl kleinerer Betriebe (vgl. Dalk-
mann et al. 2004, 58). Die 140 größten Unternehmen för-
dern hierbei über 50%, demgegenüber die 3 500 kleinsten
Betriebe nur 2,5% der Wassermenge (vgl. Dalkmann et al.
2004, 58).

Die Struktur der deutschen Wasserwirtschaft lässt sich un-
mittelbar auf die institutionellen Rahmenbedingungen zu-
rückführen. Als Aufgabe der Daseinsvorsorge unterliegt die
Wasserversorgung in Deutschland dem Selbstverwaltungs-
recht der Kommunen. Nur sie sind entsprechend den Län-
derkommunalordnungen ermächtigt, Benutzungs- und An-
schlusszwänge zu verhängen. Zudem sichert ihnen das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen einen kartellrecht-
lichen Ausnahmezustand, der es ermöglicht, das Versor-
gungsgebiet gegen andere Anbieter abzugrenzen – das so
genannte Örtlichkeitsprinzip (vgl. Dalkmann et al. 2004, 59).
Traditionell liegen Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung deshalb in der öffentlichen Hand der Kommunen, und
öffentlich-rechtliche Rechtsformen dominieren nach wie vor

Tab. 1 

Marktvolumen für umweltfreundliche Technologien 

Sektor 
Marktvolumen 2005 

(Mrd. EUR) 

Energieeffizienz 300 

Mobilität 250 

Wasserwirtschaft 200 

Energieerzeugung 150 

Grüne Materialien/Produkte (z.B. Biotreibstoffe) 30 

Abfallwirtschaft 20 

Gesamt 1 040 

Quelle: Schwenker (2006, 13). 
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mit rund 85% gegenüber 15% privatrechtlichen Gesellschaf-
ten (vgl. BMWA 2004, 25). Charakteristisch für Deutschland
ist deshalb der fehlende Wettbewerb um die Dienstleistung
der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung. Die mit
der Dienstleistung verbundenen Technologien werden al-
lerdings durchaus von privaten – überwiegend mittelstän-
dischen – Unternehmen angeboten (vgl. Wackerbauer 2007,
14, 20). Hinzu kommen zahlreiche private kleinere bis mit-
telgroße Unternehmen im Bereich Beratung und Planung
(Consultancy), die entsprechend den kommunalen Zustän-
digkeiten meist regional aufgestellt sind (vgl. Wackenbauer
2007, 21).

Jede Gemeinde bewirtschaftet Ressourcen, so weit vorhan-
den, auf dem eigenen Gemeindegebiet. In ländlich struktu-
rierten Gebieten und den Randbereichen der Ballungsgebie-
te sind nach wie vor eine große Anzahl von Einwohnern nicht
an zentrale Abwassereinrichtungen angeschlossen (vgl. Dalk-
mann et al. 2004, 60). Hierbei bestehen weiterhin Unterschie-
de zwischen alten und neuen Bundesländern; in Thüringen
beispielsweise mit seinen zudem ländlichen Strukturen bzw.
geringer Siedlungsdichte werden 36% der Abwässer noch
nicht adäquat aufbereitet (vgl. Thüringer Landesanstalt für
Umwelt und Geologie: www.tlug-jena.de/umweltdaten/um-
weltdaten2005/ub2005/wasser.htm, 5. Juli 2007).

Je nachdem, welche Zahlen und Ziele zugrunde gelegt wer-
den bzw. in welche Richtung argumentiert wird, gehen die
Prognosen für den Investitionsbedarf in Deutschland aus-
einander und stehen sich zum Teil diametral entgegen. So
geht das BMWA (2005: 98) davon aus, dass der deutsche
Wassermarkt gesättigt sei, und empfiehlt deshalb deutschen
Unternehmen, sich im Ausland zu engagieren. Dagegen wird
der vermeintlich hohe Investitionsbedarf in Deutschland –
vor allem im Abwasserbereich von insgesamt 150 bis
250 Mrd. € für die nächsten 15 bis 20 Jahre (vgl. Tauchmann
et al. 2006, 17) – in letzter Zeit zunehmend zur Begründung
von Privatisierungs- und Liberalisierungsstrategien angeführt
(vgl. Dalkmann 2004; Habermann et al. 2003).

Neben der Finanznot der Kommunen dienen die hohen Was-
serpreise in Deutschland im internationalen Vergleich als Ar-
gument für einen stärkeren Wettbewerb und den Wegfall
innereuropäischer Marktbeschränkungen (vgl. Wackerbau-
er 2007, 16). Verbraucher zahlen in Deutschland tatsäch-
lich vergleichsweise hohe Wasserpreise, das Wasser zeich-
net sich aber durch eine hohe Qualität aus. Die Wasseref-
fizienz ist durch geringe Leitungsverluste besonders hoch.
Zudem sind Überwachungs- und Monitoringaufgaben, Ent-
gelte für Landwirte durch Schutzgebietsausweisungen und
Kooperationsprogramme zum ökologischen Landbau oder
die Kosten für die Übernahme von Patenschaften für Er-
holungsgebiete in den Kosten enthalten (vgl. Dalkmann et
al. 2004, 64). Die Berliner Wasserbetriebe benutzen zum
Beispiel gereinigtes Abwasser aus dem Klärwerk Waß-

mannsdorf, um den Wasserhaushalt der Region Berlin zu
stabilisieren. Sie verhindern so den Verfall von Niedermoo-
ren und erhalten die vom sinkenden Grundwasserspiegel
und vom Wassermangel betroffenen Landschaften (vgl. Fed-
dersen 2007, 105).

Durchschnittlich wendet der private Verbraucher in Deutsch-
land etwa 0,4% des Einkommens für Trinkwasser auf (vgl.
Dalkmann et al. 2004, 60). Eine stärkere Liberalisierung und
die dadurch zu erwartende Durchsetzung von Marktme-
chanismen, einschließlich des Verursacherprinzips, lassen
eine Externalisierung von Kosten wie Ausgleichszahlungen
für Landwirte aus den Wasserpreisen erwarten. Bei einem
privaten Betrieb der Versorgung ist allerdings nicht anzu-
nehmen, dass diese in einer Senkung der Wasserpreise
resultieren, sondern vielmehr im Gewinn der privaten An-
teilseigner.

Der Abwassermarkt, der früher als rein hoheitliche Aufgabe
angesehen wurde, ist durch die 6. Novelle des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) von 1996 ein Stück weit für private An-
bieter geöffnet worden. So können die Kommunen diese
Aufgabe nunmehr auf Dritte übertragen. Dieses Rahmenge-
setz des Bundes muss allerdings zuvor durch das jeweilige
Bundesland umgesetzt worden sein (vgl. Dalkmann et al.
2004, 60). 

Unabhängig vom Wegfall der Monopole der kommunalen
Daseinsvorsorge im Gebietsschutz des § 103 a. F. Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) hat sich in den
letzten Jahren bereits ein Wettbewerb um den Markt etab-
liert. So wurden nicht nur große Versorgungsunterneh-
men wie die Berliner Wasserbetriebe (BWB) und die Rhei-
nisch-Westfälischen Wasserwerke (RWW) mit 3,5 bzw.
1 Mill. Kunden teilprivatisiert. Auch Städte wie Kassel,
Frankfurt, Nürnberg, Duisburg oder Hannover haben ihre
Versorgungsbetriebe zu großen Kapitalgesellschaften zu-
sammengeführt und Aktienpakete an private Konzerne ver-
kauft (vgl. Musiolik 2006, 50, 88). Die Wasserbetriebe wur-
den entweder von den französischen Marktführern oder
von deutschen Energie- bzw. Mischkonzerne wie E.ON und
RWE aufgekauft. E.ON hat zum Beispiel die Versorgung
der Stadt Lüneburg übernommen (www.eon.de), RWE hält
Anteile an den Berliner Wasserbetrieben und Westfalen-
Weser-Ems (www.rwe.com).

Unternehmen, die die gesamte Wertschöpfungskette, ein-
schließlich der Versorgung der privaten Endkunden an-
bieten, konnten sich in Deutschland aufgrund der Struk-
tur nicht wie in Frankreich herausbilden. Deutsche Was-
serunternehmen erreichen in der Mehrzahl nicht die »kriti-
sche Größe« und entsprechende Finanzkraft eines Global
Player (vgl. Wackerbauer 2007, 22). Sie sind zu klein, um
ihre Produkte den unterschiedlichen Marktbedürfnissen an-
zupassen und weltweit zu vermarkten. Es mangelt an Aus-
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landserfahrungen (vgl. BMWA 2004, 15). Die kommunal-
wirtschaftlich geprägte deutsche Wasserwirtschaft gilt in-
sofern aufgrund ihrer Zielrichtung, Arbeitsweise sowie den
rechtlichen, finanziellen und logistischen Restriktionen als
nicht konkurrenzfähig am Weltmarkt (vgl. BMWA 2004,
21 ff.; Deckwirth 2004, 6).

In der Konsequenz wird von der Bundesregierung versucht,
deutsche Wasserunternehmen gezielt zu fördern, insbeson-
dere durch Exportkredite und Risikoabsicherung (vgl. BMWA
2004, 13). Ein weiteres Instrument sind Public Private Part-
nerships (PPP), die auf eine höhere Kohärenz von Außen-
wirtschaftspolitik und Entwicklungszusammenarbeit zielen
(vgl. BFAI 2003; Stadler und Hoering 2003, 126). Mit Inves-
titionsgarantien durch das BMWA wurden beispielsweise
sechs Wasserprojekte in Russland, China, Kroatien und Al-
banien mit einem Gesamtvolumen von 624 Mill. € abgesi-
chert (vgl. BMWA 2004). Erstmalig wurde hierbei auch das
sog. Bürgermeisterrisiko übernommen, das eine Kosten-
übernahme bei Vertragsbruch durch die ausländische Kom-
mune, nicht mehr nur die nationale Regierung vorsieht (vgl.
BMWA 2004). Dies ist von besonderer Bedeutung für Was-
serversorgung und Abwasserentsorgung, die wie in Deutsch-
land auch in anderen Ländern oft in kommunaler Verantwor-
tung liegen.

Die Bundesregierung kooperiert im Rahmen von PPP nicht
nur mit deutschen Unternehmen, sondern insbesondere
auch mit den französischen Marktführern, wie bei einem Pro-
jekt der Abwasserrückgewinnung in Windhuk/Namibia mit
einer Tochtergesellschaft von Veolia oder einem Projekt zur
Wasserversorgung in Dakar/Senegal, für die SAUR eine Kon-
zession bis 2006 erhielt (vgl. BFAI 2003, 10, 31, 122 ff.).
Deutsche Unternehmen kommen aufgrund ihrer mangeln-
den Größe und ihrer öffentlichen Struktur nur bedingt für sol-
che Modelle in Frage (vgl. BMWA 2004, 25).

Durch die Fokussierung auf Wasserunternehmen und die
Versorgungsdienstleistung wird leicht übersehen, dass es
einige deutsche Technologie-Konzerne wie Siemens, Lin-
de und ThyssenKrupp gibt, die im technologie-bezoge-
nen Weltwassermarkt erfolgreich sind (vgl. BMWA 2004).
Zudem beteiligten sich die deutschen Ener-
giekonzerne am globalen Geschäft mit 
dem Wasser. So besaß RWE mit Thames
Water zwischen 2000 und 2006 einen der
Global Player der Wasserversorgung (vgl.
Hildebrand 2006, 11), und seit 2003 ist
RWE im Besitz von American Water, dem
größten Wasserversorger Nordamerikas
(www.amwater.com). Im Unterschied zu
den deutschen Wasserunternehmen ha-
ben die Energieriesen die »kritische Größe«
erreicht, um am globalen Wassermarkt mit-
zumischen.

Governance-Struktur in Frankreich

Private Wasserversorger haben in Frankreich eine lange Tra-
dition. Sie bestehen seit mehr als 100 Jahren und versor-
gen inzwischen 80% der französischen Bevölkerung mit
Wasser (vgl. Stadler und Hoering 2003, 92). Im Bereich der
Abwasserentsorgung liegt der Anteil bei 62% (vgl. Tauch-
mann et al. 2006, 30). Es überrascht deshalb wenig, dass
es drei französische Konzerne sind, auf die sich der priva-
te Weltwassermarkt konzentriert: Suez, Veolia und SAUR
(neben Thames Water) (vgl. Bond et al. 2001, 17 ff.). Alle drei
Konzerne befinden sich auf der vom US-Wirtschaftsmaga-
zin Fortune jährlich erstellten Liste der 500 größten Unter-
nehmen weltweit (vgl. Tab. 2) (vgl. Deckwirth 2004, 6, 20;
Finger und Allouche 2002, 115 ff.). Sie kontrollieren jeweils
die gesamte Wertschöpfungskette (vgl. BMWA 2004). So
sind sie nicht nur Weltmarktführer im Wasserdienstleistungs-
bereich, sondern lagen im Jahr 2003 auch auf immerhin dem
vierten Platz bei Exporten von Wasser- und Abwassertech-
nik mit einem Auslandsumsatz von 163 Mill. € (vgl. Wacker-
bauer 2007, 19).

Nachdem die französischen Versorger in einer ersten Pha-
se während der 1960er und 1970er Jahre zunächst in Afri-
ka und den USA investiert hatten, eröffneten sich in den
1980ern mit der Privatisierungswelle in Europa neue Märk-
te, u.a. in Großbritannien und Deutschland. In den neunzi-
ger Jahren kamen schließlich die neuen Märkte in Asien, La-
teinamerika, aber auch Mittel- und Osteuropa hinzu (vgl.
Tauchmann et al. 2006, 32 f.).

Die Verantwortung für die Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung liegt in Frankreich wie in Deutschland bei den
Kommunen, von denen es über 36 000 gibt und die sich
deshalb für die Wasserwirtschaft zu interkommunalen Ver-
bänden zusammengeschlossen haben. Meist verfügen sie
über wenig Kapital und technisches Know-how, so dass
sie den Wasserbetrieb zunehmend an private Anbieter de-
legiert haben (vgl. Stadler und Hoering 2003, 92).

Frankreich ist bekannt für sein Leasing- bzw. Konzessions-
modell: Die privaten Unternehmen zahlen der Regierung ei-

Tab. 2 

Die größten Wasserversorgungskonzerne 2003 

Konzern 
Umsatz 

(Mrd. EUR) 

Umsatz 
Wassersektor  

(Mrd. EUR) 

Kunden-
zahl  

(Mill.) 

Rangliste 
Global 

Fortune 

Suez-Ondeo 40,2 10,1 125 74 

Vivendi-Veolia 

Water 30,8 11,3 108 42 

RWE-Thames 

Water 46,6 2,9 70 82 

Bouyges-SAUR 22,2 2,3 36 211 

Quelle: Deckwirth (2004, 6, zit. nach Fortune Magazine). 
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ne Gebühr dafür, dass sie die Leitungen für einen bestimm-
ten Zeitraum – im Schnitt für 10 bis 20 Jahre, zum Teil aber
auch wesentlich länger – nutzen und durch ihren Betrieb Ge-
winne erwirtschaften können. Sie sind für die Verwaltung,
die Aufrechterhaltung und den Betrieb der vorhandenen In-
frastruktur, aber nicht für neue Investitionen verantwortlich
bzw. müssen diese individuell zwischen öffentlicher Hand
und privaten Anbietern verhandelt werden (vgl. Finger und
Allouche 2002, 80 ff.; Green 2003, 7). In ländlichen Gebie-
ten werden ungefähr 30 bis 40% der Infrastrukturinvestitio-
nen von den verschiedenen staatlichen Fonds finanziert. In
den städtischen Gebieten betragen diese Zuschüsse etwa
10 bis 20% (vgl. Stadler und Hoering 2003, 94).

Das französische Konzessionsmodell gilt als besonders kor-
ruptionsanfällig. Bekannt wurde der Fall der Stadt Grenoble,
wo der öffentliche Wasserbetrieb durch einen Konzessi-
onsvertrag für 25 Jahre an die Compagnie de Gestion des
Eaux du Sud-Est (COGESE), ein Tochterunternehmen von
Suez, übertragen wurde. Fünf Jahre nach der Privatisie-
rung stellte sich heraus, dass dem Vertrag massive Beste-
chungen vorausgegangen waren. So hatte Suez den Wahl-
kampf des Bürgermeisters unterstützt und ihm Geschenke
im Wert von fast 3 Mill. € zukommen lassen (vgl. Stadler
und Hoering 2003, 97).

Es handelt sich bei den französischen Konzernen um Misch-
konzerne. Suez, der größte der drei, ist sowohl im Wasser-
als auch in den Sektoren Energie, Abfall und Kommunikati-
on tätig. Im Jahr 2003 hatte der Konzern einen Jahresum-
satz von über 40 Mrd. € – davon rund 10 Mrd. im Wasser-
sektor (vgl. Deckwirth 2004, 6). Ihm gehören die Tochterun-
ternehmen in verschiedenen Ländern u.a. Aguakan, Aguas
de Barcelona, Aquasystems, Australian Water Systems, De-
grémont Eurawasser, LEMA, Lydec, Lyonnaise des Eaux, Ma-
cao Water, Northumbrian Water, Ondeo, Sino-French Holding
und United Water (www.suez.com/metiers/english/environ-
nement/index.php). Insofern ähneln die französischen Kon-
zerne, die den Wassermarkt dominieren, den deutschen Ener-
giekonzernen E.ON und RWE.

Governance-Struktur in England

Nachdem es nur in Frankreich traditionell private Wasser-
versorger gab, löste die britische Thatcher-Regierung in den
achtziger Jahren die eigentliche Privatisierungswelle aus, die
den Wassermarkt weltweit erfasste. Bis 1974 wurde die Auf-
gabe der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in
England und Wales von den Gemeinden wahrgenommen.
Danach wurden zehn regionale Wasserversorgungsgesell-
schaften (Regional Water Authorities – RWA) gegründet,
die direkt unter staatlicher Kontrolle standen und schließ-
lich im Jahr 1989 komplett privatisiert wurden. Schottland
wurde von dieser Maßnahme ausgenommen (vgl. Stadler
und Hoering 2003, 98 ff.).

Anders als in Frankreich wurde die Versorgung in Eng-
land und Wales komplett privatisiert, d.h. inklusive Lei-
tungsnetz, allerdings zunächst nur für 25 Jahre. Hierdurch
erzielte die Thatcher-Regierung höhere Einnahmen und
umging ein Mitspracherecht der Kommunen wie beim fran-
zösischen Konzessionsmodell. Insgesamt wurde die auf
35 Mrd. Pfund geschätzte Wasserindustrie für 5,23 Mrd.
Pfund im Rahmen eines Aktienangebots verkauft (vgl.
Stadler und Hoering 2003, 98 ff.). Einige der britischen Un-
ternehmen wurden alsbald von den führenden französi-
schen Wasserkonzernen, andere von den deutschen Ener-
giekonzernen aufgekauft. Northumbrian Water zum Bei-
spiel gehört zu Suez (www.suez.com/metiers/english/en-
vironnement/index.php). Das größte britische Unterneh-
men, Thames Water, wurde im Jahr 2000 von RWE über-
nommen und 2006 an ein Konsortium unter Führung der
australischen Macquarie-Bank für 7,1 Mrd. € (und Schul-
den in Höhe von 4,7 Mrd. €) verkauft (vgl. Hildebrand
2006, 11). Gleichzeitig sind diese beiden britischen Un-
ternehmen aber international tätig und investieren selbst
weltweit (vgl. Stadler und Hoering 2003, 106).

Die britischen Unternehmen haben weiterhin das Monopol
für das Kerngeschäft der Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung (zum Teil nur Wasserversorgung) in ihrer Re-
gion inne. Sie werden durch drei unabhängige staatliche Be-
hörden kontrolliert. Die wirtschaftliche Aufsicht erfolgt durch
das Office for Water Services (OFWAT). Es soll dafür sorgen,
dass Investitionen getätigt werden und die Unternehmen
gleichzeitig einen Gewinn erwirtschaften. Alle fünf Jahre setzt
es Preisobergrenzen fest, die sich nach dem »Yardstick Com-
petition« an den Kosten des Branchenbesten orientieren (vgl.
Stadler und Hoering 2003, 100 ff.).

Die ökologische Regulierung erfolgt über die Environment
Agency (EA). Sie ist für den Erhalt und die Verbesserung
des Gewässerzustandes gemäß der EU-Wasserrahmen-
richtlinie zuständig. Regelmäßig werden Berichte veröffent-
licht, in denen die Unternehmen, die gegen die gesetzlichen
Normen verstoßen, namentlich erwähnt werden. Die höchs-
ten Bußen wurden bisher gegen Thames Water (damals
Tochter von RWE) verhängt, das im Jahr 2000 wegen Ver-
stößen gegen die Umweltgesetzgebung 288 000 Pfund zah-
len musste. In Ergänzung zur EA ist das Drinking Water In-
spectorate (DWI) nicht für die Einhaltung genereller Umwelt-
normen, sondern einzig für die Kontrolle der Trinkwasser-
qualität zuständig. Die Unternehmen müssen hierfür Be-
richte abliefern, zudem führt die Behörde Kontrollen durch.
Das DWI informiert die Bevölkerung und kann von den Un-
ternehmen technische Maßnahmen fordern, wenn britische
bzw. EU-Normen nicht eingehalten werden (vgl. Stadler und
Hoering 2003, 101 f.).

In Folge der Privatisierung stiegen die Wasserpreise in Eng-
land in den neunziger Jahren um rund 50% bei grund-
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sätzlicher Externalisierung ökologischer und sozialer Kos-
ten, was dazu führte, dass sie von vielen ärmeren Haus-
halten nicht mehr aufgebracht werden konnten. Allein im
Jahr 1991 kappten die privaten Unternehmen deshalb ins-
gesamt 23 670 Wasseranschlüsse – mit entsprechenden
Folgen für Hygiene und Gesundheit. Erst nach der Wahl
der New Labour-Regierung im Jahr 1998 wurden solche
»Cut-offs« gesetzlich verboten (vgl. Stadler und Hoering
2003, 104).

Auch die Versorgung der Gesamtbevölkerung war zwischen-
zeitlich nicht gesichert. Im Sommer 1995 während einer
der schlimmsten Dürren in England und Wales waren zeit-
weise 1 000 Tankwagen im Einsatz, um die Bevölkerung von
West Yorkshire mit sauberem Wasser zu versorgen. Der
private Versorger hatte den Vereinbarungen mit OFWAT zum
Trotz die Rohrleitungen nicht saniert, so dass mehr als ein
Drittel des knappen Wassers verlorenging (vgl. Stadler und
Hoering 2003, 108). Die privaten Unternehmen stehen mas-
siv in der öffentlichen Kritik. Das größte Unternehmen, Tha-
mes Water, veröffentlicht deshalb seit kurzem Berichte über
Wasserverluste und diesbezügliche Fortschritte (www.tha-
meswater.co.uk/UK/region/en_gb/content/Section_Home-
pages/Multi_Download_000800.jsp?SECT=Multi_Downlo-
ad_000555).

Zusammenfassend ist England markant für die konsequen-
te Privatisierung (einschließlich der Leitungsnetze) und Libe-
ralisierung des Marktes. In der Folge gibt es keine »briti-
schen« Unternehmen im eigentlichen Sinne mehr. Die bei-
den bedeutendsten britischen Unternehmen, die im Welt-
wassermarkt mitmischen, sind Thames Water und North-
umbrian Water. Sie wurden von internationalen Konzernen
(RWE und Suez) bzw. dem Konsortium unter Führung der
australischen Macquarie-Bank gekauft.

Governance-Struktur in den USA

Nicht nur Unternehmen aus der EU, insbesondere Frank-
reich, sind für den Weltwassermarkt bedeutend, sondern
auch Unternehmen aus den USA. US-Unternehmen sind
Weltmarktführer im Bereich der Wasser- und Abwasser-
technik mit einem Exporthöchststand von 691 Mill. € im
Jahr 2000 bis 2003 und zuletzt 454 Mill. € (vgl. Wacker-
bauer 2007, 19). Damit nahmen die USA im Jahr 2003 den
ersten Platz bei den Gesamtausfuhren von Anlagen und
Komponenten für die Wasserver- und Abwasserentsor-
gung mit einem Anteil von 20,3% ein (vgl. Wackerbauer
2007, 20).

Im Unterschied zu den Dienstleistungen der Versorgung und
Entsorgung wurde in den USA die Technik schon immer
überwiegend von privaten Unternehmen angeboten. Die Go-
vernance-Struktur ist im Kern durch einen öffentlichen und
dezentralen Betrieb geprägt. Nach wie vor ist die Wasser-

versorgung eine kommunale Angelegenheit. Zwar gibt es
seit 1974 national einheitliche Trinkwasserstandards, die
durch Environmental Protection Agency (EPA), eine natio-
nale Behörde, mit den Regierungen der Bundesstaaten zu-
sammen bestimmt und durchgesetzt werden (Safe Drinking
Water Act). Diese gelten für 250 Mill. Verbraucher, die in
den USA durch öffentliche Systeme versorgt werden; sie
gelten nicht für private Brunnen (ca. 50 Mill. weitere Einwoh-
ner) (www.epa.gov/ebtpages/water.html). Parallel zur zu-
nehmenden Kontamination der Gewässer und damit ver-
bundenen Gesundheitsrisiken wurde die Gesetzgebung
(Safe Drinking Water Act, Clean Water Act) in den letzten
Jahrzehnten immer wieder verschärft und wird absehbar
auch weiter verschärft werden (vgl. National Research Coun-
cil 2002, 37).

Für die Qualität des Leitungswassers tragen die lokalen Re-
gierungen und privaten Wasseranbieter die Verantwortung.
Sie werden von EPA und den Bundesstaaten überprüft und
ggf. rechtlich belangt (www.epa.gov/ebtpages/water.html).
Es sind vor allem städtische Verwaltungen, die Wasser-
technologien nachfragen – auch wenn Bundesmittel für den
Bau von Kläranlagen bis zu 90% der Investitionen ausma-
chen (vgl. National Research Council 2002, 36). Die meis-
ten, vor allem größeren Anlagen sind in den USA in öffent-
lichem Besitz – obwohl die Privatisierungswelle der neunzi-
ger Jahre auch den nordamerikanischen Markt erfasste (vgl.
National Research Council 2002, 37 ff.). Für die internatio-
nale Dimension ist die U.S. Agency for International Deve-
lopment (USAID) von Bedeutung, die internationale Investi-
tionen im Wasserbereich tätigt (www.usaid.gov/our_work/en-
vironment/water/water_investments.html) – oft unter der Be-
dingung, dass durch US-Unternehmen geliefert wird (vgl.
BFAI 2005).

Die US-Wasserbehandlungsindustrie ist heterogen und be-
steht zum Großteil aus kleineren Firmen. Drei große Unter-
nehmen beherrschen jedoch 40% des Marktes – dies sind
General Electric Water & Process Technologies, USFilter (Sie-
mens) und Pall. Andere Unternehmen sind bedeutend in be-
stimmten Marktsegmenten, so auf dem Feld der Aktivkoh-
le die Firmen Calgon Carbon, MeadWestvaco und NORIT
Americas. Bei Ionenaustauschharz sind es Rohm and Haas,
Sybron Chemicals (LANXESS) und Dow Chemical. Bei Fil-
trations- und Separationsmaterial sind die Anbieter CUNO
(3M), Hydranautics (Nitto Denko) und Koch Membrane Sys-
tems zu nennen, während bei Desinfektionsausrüstungen
Trojan Technologies (Danaher) und WEDECO (ITT Industries)
führend sind (vgl. BFAI 2006).

Wie im britischen Markt haben sich französische und deut-
sche Konzerne auch in den US-Markt eingekauft. Siemens
gehört USFilter, einer der US-Spitzenreiter, den es vom 
französischen Weltmarktführer Vivendi/Veolia übernahm
(www.siemens.de). Auch in den US-Versorgungsmarkt sind
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deutsche Konzerne eingestiegen. American Water, der
größte Anbieter für Wasserversorgung und Abwasserent-
sorgung in Nordamerika, gehört seit 2003 zu RWE
(www.amwater.com). Wenn USAID-Projekte an eine strik-
te Lieferung an US-Firmen bedingt sind (vgl. BFAI 2005),
können deutsche Konzerne durch ihre US-Tochterunter-
nehmen von dieser Regelung profitieren, etwa Siemens
durch USFilter. Die Bundesregierung und die US-Regie-
rung sind vor diesem Hintergrund im Gespräch darüber,
wie europäische und amerikanische Unternehmen in der
Umwelttechnik besser zusammenarbeiten können (vgl.
Wirtschaftswoche 2007b).

Vergleich der Governance-Strukturen

Der Vergleich der Governance-Strukturen der führenden An-
bieterländer zeigt, dass Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung überall zunächst dezentral organisiert waren.
Selbst in Frankreich liegt die Verantwortung nach wie vor bei
den Kommunen. Allerdings sind die Strukturen dort derart
kleinteilig, dass der Wasserbetrieb zunehmend zentralisiert
und an private Anbieter delegiert wurde. Nur in England wur-
de die Struktur von staatlicher Seite gezielt zentralisiert und
privatisiert (vgl. Stadler und Hoering 2003, 98 ff.).

Deutschland verfügt noch immer über eine weitgehend de-
zentrale Struktur, die Wasserressourcen werden lokal von
der jeweiligen Gemeinde bewirtschaftet. Dies ist grundsätz-
lich von Vorteil für ein integriertes Management (vgl. Dalk-
mann et al. 2004, 64). Die Berliner Wasserbetriebe zum Bei-
spiel stabilisieren die lokalen Wasserökosysteme und ver-
hindern so den Verfall der Niedermoore im Umland von Ber-
lin (vgl. Feddersen 2007, 105).

Weniger kleinteilige, zentralisierte Wasserbetriebe sind da-
gegen Voraussetzung für ein Bestehen im tatsächlich libe-
ralisierten Markt (vgl. Schwenker 2006, 30; Wackerbauer
2007, 22). Empirisch ist dies für Frankreich als Vorreiterland
zutreffend (vgl. Deckwirth 2004, 6). Das französische Lea-
sing- bzw. Konzessionsmodell hat eine weltweite Verbrei-
tung erfahren – wobei Frankreich als Lead-Markt dieses Mo-
dell als erstes Land eingeführt und entscheidend zur Sicht-
barkeit beigetragen hat (vgl. Jänicke 2005, 130; Dobner
2006). Für England ging die Rechnung der aktiven Zentra-
lisierung des Wassermarktes durch den Staat nur einge-
schränkt auf. Die britischen Unternehmen Northumbrian Wa-
ter und Thames Water zählen zwar zu den weltweit führen-
den Versorgungsunternehmen, sie wurden aber von auslän-
dischen Konzernen aufgekauft – auch, weil sie nicht groß
genug waren (vgl. Hildebrand 2006, 11; www.suez.com/me-
tiers/english/environnement/index.php).

Die These, dass deutsche Betreiber im internationalen Wett-
bewerb nicht mit den »Champions« aus Frankreich, Groß-

britannien und den USA mithalten können (vgl. BMWA 2006,
56), muss differenzierter betrachtet werden. Das britische
Unternehmen Thames Water gehörte zwischen 2000 und
2006 dem deutschen Konzern RWE (vgl. Hildebrand 2006,
11), der zudem im Besitz von American Water, dem größ-
ten Wasserversorger Nordamerikas ist (www.amwater.com).
Siemens hat darüber hinaus USFilter, einen der US-Markt-
führer, übernommen (www.siemens.de). Die deutschen Was-
serversorger sind somit zwar keine Weltmarktführer, deut-
sche Technologie- und Energiekonzerne aber sind durch-
aus erfolgreich am globalen Wassermarkt. Deutsche Un-
ternehmen können deshalb nicht per se als Nachzügler im
Wassersektor gelten. Nur die französischen Versorger sind
unangefochtene Spitze (vgl. Deckwirth 2004).

Fazit und Empfehlungen zur Förderung 
deutscher Wasserunternehmen

Die Wassermärkte globalisieren sich, der Trend geht klar
zur Liberalisierung kommunaler und nationaler Märkte (vgl.
Conca 2006; Dalkmann 2004). Deutsche Unternehmen müs-
sen aufgrund dieser Rahmenbedingungen mit ausländischen
Unternehmen konkurrieren – in Deutschland selbst und welt-
weit. Die Bundesregierung ist um eine Förderung deutscher
Unternehmen im Wassersektor bemüht (vgl. BMWA
2005, 96). Durch eine höhere Wettbewerbsfähigkeit soll die
deutsche Wasserwirtschaft ihre Stellung zum einen in
Deutschland sichern. Zum anderen versuchen deutsche Un-
ternehmen, auch international Fuß zu fassen (vgl. Wacker-
bauer 2007).

Die kommunalwirtschaftlich geprägte deutsche Wasserwirt-
schaft ist in einem liberalisierten Markt aufgrund ihrer Ziel-
richtung, Arbeitsweise sowie den rechtlichen, finanziellen
und logistischen Restriktionen nicht konkurrenzfähig gegen-
über der zum Beispiel seit langem privatisierten französi-
schen Wasserwirtschaft (vgl. BMWA 2004, 21 ff.; Deckwirth
2004, 6). Die Strategie der Bundesregierung besteht letzt-
lich darin, den Vorsprung der französischen Unternehmen
durch eine gezielte Förderunge der heimischen Unterneh-
men durch Exportkredite, Risikoabsicherung etc. aufzuho-
len (vgl. BMWA 2004; BMZ 2006). Ein funktionales Pro-
blem bezüglich dieser Art der Förderung von Auslandsin-
vestitionen besteht darin, dass deutsche Wasserunterneh-
men nur selten in privater Hand sind und nur eine geringe
Anzahl groß genug ist, um die privatisierte Wasserversor-
gung im Ausland zu übernehmen (im Unterschied zu den
Energiekonzernen RWE und E.ON). Öffentliche Unterneh-
men dürfen kein unternehmerisches Risiko, wie es bei Aus-
landsinvestitionen besteht, übernehmen. Damit also öffent-
liche Unternehmen, die den deutschen Wassermarkt do-
minieren (vgl. BMWA 2004, 25), im Ausland investieren könn-
ten, müsste das Risiko zu 100% extern zum Beispiel von
der Bundesregierung übernommen werden (wobei unter-
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nehmerische Anreize kaum noch bestehen dürften). Bisher
übernimmt die Bundesregierung solche Risiken wie Fremd-
währungsrisiken, Vertragsrisiken etc. nur zum Teil und des-
halb ausschließlich zur Förderung privater Unternehmen (vgl.
BMWA 2004, 25).

Ein weiteres Problem besteht darin, dass die deutschen
klein- und mittelständischen Unternehmen über wenig Er-
fahrung in den Zielländern verfügen. Diese ist jedoch oft
Grundvoraussetzung, um sich für Mittel internationaler Ins-
titutionen zu bewerben (vgl. BMWA 2004, 14 f.), z.B. im Rah-
men der AKP-EU-Wasserfazilität (http://ec.europa.eu/
europeaid/projects/water/index_en.htm). Hier haben die fran-
zösischen Versorger, die schon seit Jahrzehnten in Afrika in-
vestieren, einen klaren Erfahrungsvorsprung. In der Konse-
quenz unterstützt die Bundesregierung im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit oft Investitionen der französi-
schen Marktführer (vgl. BMWA 2004, 25). Die Stärken, über
die die deutsche Wirtschaft gerade aufgrund der dezentra-
len Struktur des deutschen Wassermarkts verfügt, zum Bei-
spiel in Bezug auf integriertes Ressourcenmanagement, wer-
den durch die gegenwärtigen Strategie zur Kohärenz von
Entwicklungszusammenarbeit und Außenwirtschaftspolitik
weitgehend ignoriert. Die vielfältige (kleinteilige) Struktur und
der Einbezug von Umweltkosten in die Wasserpreise sind
sogar kontraproduktiv (vgl. BMWA 2004, 21). Es gibt keine
explizit ökologische Dimension der Wirtschaftsförderung,
dabei hätten deutsche Unternehmen auch hier Erfahrun-
gen aufzuweisen, wie das Beispiel der Berliner Wasserbe-
triebe verdeutlicht (vgl. Feddersen 2007, 105), einschließ-
lich entsprechender Technologien (vgl. Dalkmann et al.
2004, 64; BMU 2007).

Die Strategie der Bundesregierung gleicht einem Aufho-
len im Sinne eines Kopierens des französischen Modells,
dessen Verbreitung sie international mitfördert. Nur die gro-
ßen deutschen Energie- bzw. Mischkonzerne wie RWE und
E.ON, die in den letzten Jahren ins Wassergeschäft ein-
gestiegen sind, können sich gegen die französische Kon-
kurrenz im Versorgungsgeschäft behaupten. Daneben sind
die großen deutschen Technologie-Konzerne (Siemens,
Linde, ThyssenKrupp) am internationalen Wassermarkt prä-
sent. Diese werden in Zukunft allerdings stärker von der
Nachfrage durch die wenigen privaten, in der Regel fran-
zösischen Konzerne, abhängen, die an die Stelle der öf-
fentlichen Versorger treten (vgl. Tauchmann et al. 2006,
29). Es werden immer weniger Einzelleistungen, sondern
vermehrt Komplettdienstleistungen von der Beratung über
die Anlagenerstellung bis hin zum Betrieb nachgefragt,
die nur die französischen Marktführer anbieten (vgl. BMWA
2005, 106).

Wie sähe also eine sinnvolle Vorreiterpolitik zur Förderung
der deutschen Wasserwirtschaft aus? Wenn davon ausge-
gangen wird, dass Unternehmen investieren, um neu ent-

stehende Märkte oder Marktsegmente, zum Beispiel für Um-
weltprodukte, als erste zu erschließen und so langfristige
Vorteile gegenüber der Konkurrenz aufzubauen, geht es
zunächst darum, fördernswerte Technologien und Umwelt-
innovationen im Wassersektor zu identifizieren. Dies ist eng
mit Fragen einer nachhaltigen Wasserpolitik verbunden. Nicht
alle Wassertechnologien sind tatsächlich umweltfreundlich,
Entsalzungstechnologien zum Beispiel haben einen stark
nachsorgenden Charakter, sie sind energieintensiv und schä-
digen die Küstenökosysteme (vgl. UNESCO 2006, 310 ff.;
Weitlaner 2007). Der weltweite Wasserverbrauch und die
Verschmutzung der Gewässer muss reduziert werden, um
die Wasserökosysteme zu erhalten. Aspekte der Wasser-
qualität und -quantität sind von Bedeutung.

In Deutschland zeichnet sich das Wasser durch eine hohe
Qualität aus – auch wenn Verbraucher vergleichsweise ho-
he Wasserpreise zahlen (vgl. Dalkmann et al. 2004, 64).
Um die Verbreitung deutscher Technologien zu fördern, soll-
te die Bundesregierung hier ansetzen und weltweit für ho-
he Standards eintreten – nicht notwendigerweise für nied-
rige Preise. Ähnliches gilt für die Ausweisung von Schutz-
gebieten und Kooperationsprogramme zum ökologischen
Landbau, wobei deutsche Unternehmen einen Erfahrungs-
vorsprung aufweisen (vgl. Dalkmann et al. 2004, 64). Klare
Vorgaben mittel- und langfristiger Ziele unterstützen die Ei-
gen- und Innovationsdynamik der Industrie. Sie haben sich
im Bereich erneuerbarer Energie bewährt. Sie sollten des-
halb auch in Bezug auf Wasserqualität und -quantität for-
muliert und deutlicher kommuniziert werden. Darüber hinaus
sollte die Realisierung von Referenzprojekten mit Leitwirkung
(Leuchttürme) finanziert und so die Markteinführung innova-
tiver Technologien systematisch unterstützt werden.

Bei unveränderten politischen Rahmenbedingungen – ei-
ner weiteren Privatisierung und Liberalisierung der Versor-
gungsstrukturen – gibt es für die deutschen Wasserunter-
nehmen letztlich nur die Möglichkeit, sich auf diese einzu-
lassen, d.h. die kleinteilige Struktur beispielsweise durch die
Bildung von Bietergemeinschaften (»Co-opetition« oder
»kompetitive Kooperation«) zu überwinden, die die Vorteile
unterschiedlicher kleinerer und mittlerer Unternehmen zu-
sammenbringen. Theoretisch wird die gesamte Wertschöp-
fungskette von verschiedenen deutschen klein- und mittel-
ständischen Unternehmen angeboten. Um sie zusammen-
zubringen, ist die Bereitstellung von Plattformen und die
Bildung gezielter Netzwerke erforderlich – zum Beispiel durch
die Bundesregierung. Das Entwicklungsressort sollte in die-
sem Zusammenhang viel stärker nicht nur mit dem Wirt-
schafts-, sondern auch dem Umweltressort kooperieren,
wie es zum Beispiel im Rahmen der EU-Wasserinitiative
geschieht (www.euwi.net).

Die Förderung kleinerer und mittlerer Unternehmen führt na-
türlich nicht zwangsläufig zur Verbreitung tatsächlich zu-



Forschungsergebnisse

60.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  18/2007

25

kunftsfähiger Wassertechnologien. Umgekehrt bewirkt aber
auch eine weitere Liberalisierung und Konzentration im Markt
auf wenige private Unternehmen keinen nachhaltigeren Um-
gang mit den Wasserressourcen.

Die Bundesregierung sollte deshalb gezielter Umweltin-
novationen, die das meiste Wachstumspotential bieten, im
Wassersektor fördern. Hohe Qualitätsstandards in Deutsch-
land und der EU bewirken, dass hier tätige Unternehmen
sich frühzeitig auf hohe Standards ausrichten und davon
am Weltmarkt profitieren (first-mover advantage). Solche
Standards können u. a. durch öffentliche Nachfrage ge-
steuert werden. Parallel sollte sich die Bundesregierung für
hohe Standards weltweit einsetzen und ihre Umweltpolitik
exportieren, anstatt deutsche Unternehmen gegen Um-
weltauflagen im Ausland abzusichern. Eine diesbezügliche
Kohärenz von Innen- und Außenpolitik ist erfolgverspre-
chend und bedeutet letztlich eine höhere Glaubwürdigkeit
und ein besseres Ansehen der deutschen Politik und Wirt-
schaft im Ausland. Umweltinnovation sollte als Strategie
zur Förderung der deutschen Wasserwirtschaft umgesetzt
werden.
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